
Wir erleben derzeit die Folgen der neo-
liberalen Globalisierung, die dem Recht 
des Kapitals uneingeschränkte Macht ver-
leiht, weltweit Ungleichheiten erzeugt, 
sowie Ausbeutung, Vertreibung und Zer-
störung der ökologischen Lebensräume 
und Kriege vorantreibt. Diese Ungleich-
heit hat dramatische Folgen und fordert 
auf der ganzen Welt ihre Opfer. Durch 
Armut, Krieg und Terror werden gegen-
wärtig Millionen Menschen gezwungen, 
ihre Heimat zu verlassen. Vor den Toren 
Europas schlägt ihnen ein Wind des Has-
ses und der Diskriminierungen entgegen. 
Auch in Deutschland werden in der Gesell-
schaft Ängste geschürt. Unverständnis 
führt zu Ausgrenzung und behindert ein 
friedliches gesellschaftliches Zusammen-
leben. Die für die dramatischen Lebens-
bedingungen der Menschen verantwort-
liche (Wirtschafts-)Politik, die weltweit 
rücksichtslose Ausbeutung und Vertrei-
bung fördert – oder mindestens billigend 
in Kauf nimmt –, wird dagegen nicht hin-
terfragt und die eigentlichen Fluchtursa-
chen somit ausgeblendet. Dies ermöglicht 
erst, dass gesellschaftliche Notlagen von 
rechten Parteien und Organisationen inst-
rumentalisiert und gesellschaftliche Spal-
tungen zusehends vertieft werden.

Dem gilt es, entschlossen Werte von De-
mokratie, Gleichheit und Frieden entge-
genzuhalten, internationale Solidarität zu 
demonstrieren und mit Nachdruck eine 
demokratische, gleichgestellte Gesell-
schaftsordnung einzufordern. Die prekäre 
Situation vieler Menschen in Deutschland 
ist nicht erst mit der Ankunft der Flücht-
linge entstanden. Sie wurde verursacht 
durch Arbeitslosigkeit, Leiharbeit und 
Niedriglöhne, sowie soziale Missstände 
wie Altersarmut, Bildungsabbau und das 
Fehlen bezahlbarer Wohnungen und Kitas. 
Sie ist damit das Ergebnis einer rücksichts-
losen neoliberalen Politik, die weltweit 

umgesetzt wird und gesellschaftliche Ver-
armung wohlwollend erzeugt.

Auch in der Türkei wird spätestens seit 
der Parlamentswahl vom Juni 2015 die 
Gesellschaft systematisch gespalten, 
während gleichzeitig wirtschaftliche, po-
litische und soziale Errungenschaften der 
Menschen im ganzen Land ausgehebelt 
und Menschenrechte mit Füßen getreten 
werden. Ganze Stadtteile in den kurdi-
schen Siedlungsgebieten im Südosten des 
Landes werden abgeriegelt, bombardiert 
und dem Erdboden gleich gemacht. Hun-
derte ZivilistInnen mussten aufgrund die-
ser Angriffe ihr Leben lassen, Hunderttau-
sende mussten flüchten. Auch das Recht 
auf freie Meinungsäußerung und auf 
Versammlungsfreiheit wird immer weiter 
eingeschränkt. Die traditionellen Gewerk-
schaftsdemonstrationen und Veranstal-
tungen zum 1. Mai wurden auch in diesem 
Jahr wieder bereits im Vorfeld verboten.
Der Kampf für bessere Arbeits- und Le-
bensbedingungen ist ein gemeinsamer, 
internationaler und solidarischer Kampf, 
der global geführt werden muss. Gerech-
tigkeit und Gleichheit liegen in unser al-
ler Interesse und können nur gemeinsam 
durchgesetzt werden. Für ein besseres 
Leben, eine gerechtere Verteilung und 
für ein demokratisches Zusammenleben 
müssen sich ArbeiterInnen und Geflüch-
tete gemeinsam der neoliberalen Politik 
entgegen stellen. Es gilt, gemeinsam für 
gleiche wirtschaftliche, politische und 
soziale Rechte zu kämpfen und damit in-
ternational Druck auf die politischen Ent-
scheidungsträger zu erzeugen.

Daher rufen wir alle demokratischen Bür-
gerInnen, Organisationen und Gruppie-
rungen dazu auf, sich an den Veranstal-
tungen und Demonstrationen zum 1. Mai 
zu beteiligen.
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Biji 1’e Gulane – Es lebe der 1. Mai!

Biji Pistgirtiya Gelan – Es lebe die Solidarität der Völker

BijiTekosina Azadiye û Demokrasî – Es lebe der Kampf um Freiheit und Demokratie

Der 1. Mai 2016 – der Tag der Arbeit und Solidarität
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